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Muster-Arbeitsvertrag
Kostenlose Vorlage für kleine und mittlere Unternehmen – mit Erläuterungen von Schmidt partners 
	WICHTIGER HINWEIS
Dieses Dokument ist ein unverbindliches Muster und dient ausschließlich zu Informationszwecken. Es stellt keine Rechtsberatung dar und begründet kein Mandatsverhältnis mit Schmidt partners Rechtsanwalts-GmbH. Die Nutzung erfolgt auf eigenes Risiko; Schmidt partners übernimmt keine Haftung für Vollständigkeit, Aktualität oder rechtliche Wirksamkeit einzelner Klauseln im konkreten Anwendungsfall. Arbeitsverträge sollten stets an die individuelle Situation Ihres Unternehmens angepasst und im Zweifel rechtlich geprüft werden.
Für eine maßgeschneiderte Vertragsgestaltung, eine Prüfung im Einzelfall oder allgemeine Fragen zum Arbeitsrecht kontaktieren Sie uns gerne über schmidt-partners.com.



So nutzen Sie diese Vorlage
•  Felder in eckigen Klammern, z. B. [Firmenname], ersetzen Sie durch Ihre individuellen Angaben.
•  Abschnitte mit dem Zusatz „(Optional / anpassbar)“ sind gesetzlich nicht zwingend vorgeschrieben. Sie können sie streichen, anpassen oder unverändert übernehmen – je nachdem, was zu Ihrem Unternehmen passt.
•  Unter jedem Abschnitt finden Sie in einem grauen Kasten eine kurze Erklärung, wozu die jeweilige Klausel dient.
•  Diese Vorlage bildet einen typischen Fall ab: ein unbefristetes Vollzeit-Arbeitsverhältnis für eine kaufmännische oder administrative Tätigkeit. Für Sonderfälle wie Minijobs, Werkstudierende, Auszubildende, Führungskräfte oder Vertriebsrollen mit Provisionsregelungen gelten abweichende Anforderungen.


Die Parteien
Zwischen
[Name des Unternehmens]
[Adresse des Unternehmens]
– im Folgenden „Arbeitgeberin“ –
und
[Name des Arbeitnehmers / der Arbeitnehmerin]
[Adresse des Arbeitnehmers / der Arbeitnehmerin]
– im Folgenden „Arbeitnehmer“ –
wird nachfolgender Arbeitsvertrag geschlossen (unter Hinweis auf die Ausschlussfristen gemäß § 13 dieses Vertrags):

	 Warum ist das wichtig?
Jeder Arbeitsvertrag muss eindeutig festhalten, wer sich vertraglich bindet. Vollständige Namen und Adressen beider Seiten sind Pflichtangaben – ohne sie ist im Streitfall unklar, wer welche Rechte und Pflichten hat.



§ 1 Aufgabengebiet und Arbeitsort
(1) Der Arbeitnehmer wird als [Positionsbezeichnung, z. B. „Marketing Manager:in“] eingestellt.
(2) Arbeitsort ist derzeit [Hauptarbeitsort]. Ein Einsatz des Arbeitnehmers in [ggf. weiterer Standort] ist zulässig. Ein Einsatz an anderen Orten ist aus betrieblichen Gründen unter Wahrung der Interessen des Arbeitnehmers zulässig.
(3) Der Arbeitgeber ist berechtigt, dem Arbeitnehmer aus betrieblichen Gründen unter Wahrung der Interessen des Arbeitnehmers eine andere, gleichwertige Tätigkeit oder ein anderes Arbeitsgebiet zu übertragen, soweit dies den Fähigkeiten und Kenntnissen des Arbeitnehmers entspricht.

	 Warum ist das wichtig?
Stellenbezeichnung und Arbeitsort gehören zu den Mindestangaben, die das Nachweisgesetz für jeden Arbeitsvertrag vorschreibt. Absatz (3) gibt Ihnen als Arbeitgeber zusätzlich etwas Spielraum, Aufgaben anzupassen, ohne bei jeder kleinen Veränderung einen neuen Vertrag aufsetzen zu müssen – praktisch, wenn sich Rollen in kleineren Teams häufiger verschieben.



§ 2 Beginn und Probezeit
(1) Das Arbeitsverhältnis beginnt am [Startdatum].
(2) Die ersten [Dauer der Probezeit, z. B. „6 Monate“] gelten als Probezeit. Für die Dauer der Probezeit gilt eine verkürzte Kündigungsfrist von [Kündigungsfrist während Probezeit, z. B. „2 Wochen“].

	 Warum ist das wichtig?
Das Startdatum ist eine Pflichtangabe. Die Probezeit selbst ist gesetzlich nicht vorgeschrieben, aber weit verbreitet: Sie erlaubt beiden Seiten, sich mit einer kürzeren Frist von bis zu zwei Wochen zu trennen, falls es doch nicht passt. Wichtig: Nur wenn die Probezeit höchstens 6 Monate dauert, gilt diese kürzere Kündigungsfrist.



§ 3 Arbeitszeit
(1) Die regelmäßige wöchentliche Arbeitszeit beträgt [wöchentliche Arbeitsstunden, z. B. „40“] Stunden ausschließlich der Ruhepausen. Die Arbeitszeit verteilt sich derzeit auf [Anzahl] Tage pro Woche ([z. B. Montag bis Freitag]).
(2) Der Arbeitnehmer darf sich im Zeitfenster von [Beginn Gleitzeitrahmen, z. B. „08:00 Uhr“] bis [Ende Gleitzeitrahmen, z. B. „19:00 Uhr“] die genaue Arbeitszeit selbst einteilen, sofern zwingende betriebliche Belange nicht dagegensprechen.
(3) Überstunden können angeordnet werden, wenn ein betrieblicher Bedarf für zusätzliche Arbeitsstunden entsteht, insbesondere bei unvorhersehbaren Ereignissen (z. B. Erkrankung anderer Mitarbeitender), Zeiten erhöhten Arbeitsaufkommens, Termindruck oder aufgrund von Veranstaltungen.
(4) Überstunden werden zuschlagsfrei durch Freizeit ausgeglichen. Sollte dies aus betrieblichen Gründen nicht möglich sein, werden die Stunden zuschlagsfrei mit dem persönlichen Bruttostundensatz des Arbeitnehmers am Ende des jeweiligen Kalendermonats gezahlt.
(5) Die Mittagspause soll im Zeitraum von [Beginn Pausenfenster, z. B. „12:00 Uhr“] bis [Ende Pausenfenster, z. B. „15:00 Uhr“] genommen werden. Beginn und Ende der täglichen Pausen können eigenständig eingeteilt werden.
(6) Die tägliche Pause soll mindestens [Mindestdauer, z. B. „30 Minuten“] und maximal [Höchstdauer, z. B. „1,5 Stunden“] pro Arbeitstag betragen.
(7) Der Arbeitnehmer erklärt sich mit einer automatischen (auch elektronischen) Zeiterfassung, Registrierung und dem Ausstellen eines persönlichen Ausweises/Zeiterfassungstokens einverstanden.
(8) Der Arbeitnehmer erklärt sich damit einverstanden, dass pro Arbeitstag mindestens ein Pauschalabzug von [Pauschalabzug, z. B. „30 Minuten“] vorgenommen wird, wenn keine oder zu kurze Pausen genommen werden. Bei längeren Pausenzeiten wird die tatsächliche Pausenzeit abgezogen.
(9) Der Arbeitgeber behält sich vor, aus dringenden betrieblichen Gründen eine Änderung der Arbeitszeiteinteilung vorzunehmen. Der Arbeitnehmer verpflichtet sich, dieser Änderung nachzukommen.

	Warum ist das wichtig?
Die wöchentliche Arbeitszeit ist eine Pflichtangabe. Alles Weitere in diesem Abschnitt – Gleitzeit, Pausenregeln, Zeiterfassung, Umgang mit Überstunden – ist gestaltbar und sollte zur tatsächlichen Arbeitsweise in Ihrem Unternehmen passen.
⚠ Praxishinweis: Pauschale Zeitabzüge für „vergessene“ Pausen (Absatz 8) werden von Gerichten kritisch geprüft und sollten die tatsächliche Pausenzeit widerspiegeln – sonst drohen Nachzahlungsansprüche.



§ 4 Vergütung
(1) Der Arbeitnehmer erhält für seine Tätigkeit ein festes Monatsgehalt in Höhe von [Bruttomonatsgehalt] EUR brutto. Das Arbeitsentgelt ist jeweils nachträglich zum Ende eines Monats fällig und wird nach Abzug der gesetzlichen Steuern und Abgaben auf ein vom Arbeitnehmer zu benennendes Konto überwiesen.
(2) Soweit für den Arbeitnehmer in der Vergangenheit eine betriebliche Altersvorsorge als Direktversicherung geführt wurde, wird diese weitergeführt.
(3) Leistet der Arbeitgeber über die hier vereinbarten Zahlungen hinaus Gratifikationen, Boni oder sonstige zusätzliche Sonderzahlungen, die nicht zuvor individuell vereinbart worden sind, handelt es sich um freiwillige Leistungen des Arbeitgebers aufgrund einer jeweils gesondert getroffenen Entscheidung. Ein Rechtsanspruch auf die wiederholte oder dauerhafte Gewährung derartiger freiwilliger Leistungen für die Zukunft entsteht auch nach mehrmaliger vorbehaltsloser Zahlung nicht. Satz 1 und 2 gelten nicht, wenn die Leistungen auf einer individuellen Vertragsabrede mit dem Arbeitnehmer beruhen.
(4) Im Falle einer Abtretung oder Verpfändung der zu gewährenden Bezüge hat der Arbeitnehmer die hierdurch dem Arbeitgeber entstehenden Kosten zu erstatten. Der Arbeitgeber ist berechtigt, für jeden Bearbeitungsvorgang (Überweisung, Korrespondenz etc.) [Bearbeitungsgebühr, z. B. „5,00“] EUR als pauschalen Ersatz der hierdurch entstehenden Kosten einzubehalten. Dem Arbeitgeber bleibt vorbehalten, höhere Kosten nachzuweisen und geltend zu machen; dem Arbeitnehmer bleibt der Nachweis vorbehalten, dass geringere oder keine Kosten entstanden sind.
(5) Für den Fall einer irrtümlichen Gehaltsüberzahlung an den Arbeitnehmer ist dieser verpflichtet, die überzahlten Beträge zurückzuzahlen. Der Einwand der Entreicherung ist ausgeschlossen, wenn die Überzahlung so offensichtlich war, dass der Arbeitnehmer dies hätte erkennen müssen, oder wenn sie auf Umständen beruht, die der Arbeitnehmer zu vertreten hat.

	Warum ist das wichtig?
Höhe und Fälligkeit des Gehalts müssen im Vertrag stehen – das ist zwingend. Die übrigen Absätze (Altersvorsorge, freiwillige Boni, Kostenpauschalen, Rückzahlung bei Überzahlung) sind ergänzende Regelungen, die Klarheit schaffen, aber individuell verhandelbar sind.
⚠ Praxishinweis: Pauschale Bearbeitungsgebühren bei Lohnabtretung (Absatz 4) werden in der Rechtsprechung teils als unwirksam eingestuft, wenn sie unangemessen hoch sind. Lassen Sie diese Klausel im Zweifel gegenprüfen.



§ 5 Arbeitsverhinderung   (Optional / anpassbar)
(1) Der Arbeitnehmer ist verpflichtet, der vom Arbeitgeber hierfür vorgesehenen Stelle, ansonsten dem Vorgesetzten, jede Arbeitsverhinderung und ihre voraussichtliche Dauer unverzüglich nach Kenntnis, möglichst vor dem Zeitpunkt der erwarteten Arbeitsaufnahme telefonisch oder per E-Mail mitzuteilen, sowie auf Verlangen des Arbeitgebers die Gründe der Arbeitsverhinderung mitzuteilen. Ist der Arbeitnehmer hierzu selbst nicht in der Lage, hat er in gleicher Weise die Information des Arbeitgebers durch Dritte zu veranlassen.
(2) Im Übrigen gelten die Nachweispflichten gemäß § 5 EFZG, mit der Maßgabe, dass der Arbeitnehmer seinen Nachweispflichten vor Ablauf des dritten Tages der Arbeitsunfähigkeit nachzukommen hat.
(3) Dauert die Arbeitsunfähigkeit länger als in der Bescheinigung angegeben, hat der Arbeitnehmer dies erneut entsprechend Absatz (1) mitzuteilen und unverzüglich eine erneute ärztliche Bescheinigung vorzulegen.
(4) Der Arbeitgeber kann im Einzelfall verlangen, dass der Arbeitnehmer seinen Nachweispflichten früher nachkommt, auch bereits ab dem ersten Tag der Arbeitsunfähigkeit.
(5) Die Parteien vereinbaren, dass § 616 BGB (Sonderurlaub bei persönlicher Verhinderung) nicht gilt.

	Warum ist das wichtig?
Die grundlegende Pflicht, sich krankzumelden, ergibt sich bereits aus dem Gesetz (Entgeltfortzahlungsgesetz) – unabhängig davon, ob sie im Vertrag steht. Dieser Abschnitt konkretisiert lediglich, wie und bis wann die Meldung erfolgen soll, was in der Praxis Missverständnisse vermeidet. Sie können Fristen und Formvorgaben an Ihre betrieblichen Abläufe anpassen.



§ 6 Urlaub
(1) Der Arbeitnehmer hat Anspruch auf den gesetzlichen Mindesturlaub von 20 Arbeitstagen, ausgehend von einer 5-Tage-Woche. Darüber hinaus gewährt der Arbeitgeber dem Arbeitnehmer einen vertraglichen Erholungsurlaub von weiteren [zusätzliche Urlaubstage, z. B. „10“] Arbeitstagen pro Kalenderjahr.
(2) Mit Urlaubserteilung erfüllt der Arbeitgeber zunächst den gesetzlichen Urlaubsanspruch.
(3) Die Festlegung des Urlaubs erfolgt durch den Arbeitgeber unter Berücksichtigung der Wünsche des Arbeitnehmers. Dringende betriebliche Gründe oder vorrangige Urlaubswünsche anderer Mitarbeitender gehen vor. Der Arbeitnehmer kann Urlaub erst antreten, wenn dieser vom Arbeitgeber in Textform genehmigt oder festgelegt ist.
(4) Der Arbeitgeber ist berechtigt, Betriebsurlaub anzuordnen, der auf die dem Arbeitnehmer zustehenden Urlaubstage angerechnet wird.
(5) Für den Verfall des vertraglichen Urlaubsanspruchs gelten die Regelungen des Bundesurlaubsgesetzes mit der Maßgabe, dass der Urlaub mit Ablauf des 31.3. des Folgejahres verfällt, selbst wenn der Arbeitnehmer den Urlaub wegen Arbeitsunfähigkeit nicht nehmen konnte.
(6) Eine etwaige Urlaubsabgeltung bei Beendigung des Arbeitsverhältnisses erfolgt nur für den gesetzlichen Urlaubsanspruch.

	Warum ist das wichtig?
Der gesetzliche Mindesturlaub (20 Tage bei einer 5-Tage-Woche) steht jedem Arbeitnehmer zu – daran führt kein Weg vorbei. Zusätzliche Urlaubstage, wie hier vorgesehen, sind eine freiwillige Leistung und ein beliebtes Argument im Recruiting. Die Regeln zum Verfall sollten Sie regelmäßig mit der aktuellen Rechtsprechung abgleichen – hier lohnt sich im Zweifel eine kurze rechtliche Prüfung.



§ 7 Nebentätigkeiten, Wettbewerbsverbot   (Optional / anpassbar)
(1) Der Arbeitnehmer verpflichtet sich, ohne vorherige Zustimmung des Arbeitgebers keine Nebentätigkeiten aufzunehmen. Der Arbeitgeber hat seine Zustimmung zu geben, wenn keine berechtigten Interessen dagegensprechen.
(2) Während des Bestehens dieses Arbeitsvertrages ist es dem Arbeitnehmer untersagt, direkt oder indirekt (z. B. als Leiharbeitnehmer), als freier Mitarbeiter oder als Arbeitnehmer für ein mit dem Arbeitgeber in Wettbewerb stehendes Unternehmen zu arbeiten oder eigene unternehmerische Tätigkeiten zu entfalten, die mit dem Arbeitgeber in Konkurrenz treten könnten.
(3) Während des Bestehens des Arbeitsvertrages ist es dem Arbeitnehmer nicht gestattet, sich direkt oder indirekt an einem im Wettbewerb zum Arbeitgeber stehenden Unternehmen zu beteiligen. Ausgenommen hiervon sind bloße Finanzbeteiligungen.

	 Warum ist das wichtig?
Diese Klausel ist keine Pflicht, sondern schützt Ihr Unternehmen vor Interessenkonflikten, wenn Mitarbeitende nebenbei für die Konkurrenz tätig werden. Für die meisten Positionen reicht eine einfache Zustimmungspflicht wie hier aus. Ein nachvertragliches Wettbewerbsverbot – also eines, das auch nach Vertragsende gilt – ist ein eigenes, deutlich komplexeres Thema mit eigener Entschädigungspflicht und gehört nicht in diese Standardklausel.



§ 8 Geheimhaltung   (Optional / anpassbar)
(1) Der Arbeitnehmer ist verpflichtet, Geschäftsgeheimnisse sowie betriebliche Angelegenheiten vertraulicher Natur, die als solche bezeichnet werden oder offensichtlich als solche zu erkennen sind, geheim zu halten und ohne ausdrückliche Genehmigung keinen Dritten zugänglich zu machen. Diese Pflicht erstreckt sich auch auf Angelegenheiten wirtschaftlich oder organisatorisch verbundener Unternehmen. Die Geheimhaltung ist sowohl gegenüber Außenstehenden als auch gegenüber nicht unmittelbar befassten Mitarbeitenden zu wahren.
(2) Die Geheimhaltungspflicht beginnt mit Unterzeichnung dieses Vertrags und gilt auch über die Beendigung des Arbeitsverhältnisses hinaus fort.
(3) Der Arbeitnehmer wird die allgemeinen und speziellen Anweisungen des Arbeitgebers zur Geheimhaltung beachten und im Zweifelsfall Weisung einholen.
(4) Vorträge oder Veröffentlichungen, welche die Interessen, Geschäftsfelder oder Produkte des Arbeitgebers berühren, bedürfen der vorherigen schriftlichen Einwilligung des Arbeitgebers.

	Warum ist das wichtig?
Ein Vertrag verpflichtet niemanden automatisch zur Verschwiegenheit über Geschäftsgeheimnisse – das Gesetz zum Schutz von Geschäftsgeheimnissen (GeschGehG) hilft nur, wenn Sie selbst angemessene Geheimhaltungsmaßnahmen nachweisen können. Eine klare Vertragsklausel wie diese zählt zu genau solchen Maßnahmen und ist deshalb in der Praxis kaum verzichtbar, auch wenn sie gesetzlich nicht zwingend vorgeschrieben ist.



§ 9 Urheberrechte und verwandte Schutzrechte   (Optional / anpassbar)
(1) Der Arbeitnehmer überträgt sämtliche Rechte an Arbeitsergebnissen – insbesondere Markenrechte, Nutzungsrechte an Urheberrechten, Geschmacksmusterrechte, verwandte Schutzrechte und sonstige Immaterialgüterrechte, die während der Tätigkeit erworben werden – zeitlich, räumlich und inhaltlich unbeschränkt auf den Arbeitgeber, wenn diese (a) im Zusammenhang mit den betrieblichen Aktivitäten erworben wurden, (b) unter Verwendung von Material und/oder Arbeitszeit des Arbeitgebers entwickelt wurden, oder (c) mit der Arbeit während der Vertragslaufzeit zusammenhängen.
(2) Die Übertragung schließt auch Rechte ein, die vor Aufnahme der Tätigkeit erworben wurden, sofern die Voraussetzungen aus Absatz (1) zutreffen.
(3) Die Übertragung umfasst insbesondere die Befugnis des Arbeitgebers, die Werke im In- und Ausland zu nutzen, zu vervielfältigen, zu verbreiten und öffentlich wiederzugeben, auch in digitaler Form und über alle bekannten Übertragungswege.
(4) Die Regelung des § 69b Urheberrechtsgesetz zur Urheberschaft in Arbeitsverhältnissen bleibt unberührt.
(5) Die Rechte sind dem Arbeitgeber spätestens mit Entstehung als ausschließliche Rechte übertragen und können vom Arbeitgeber ganz oder teilweise an Dritte weiterübertragen werden.
(6) Der Arbeitnehmer räumt dem Arbeitgeber das Recht ein, die geschaffenen Werke zu bearbeiten, zu ändern sowie die bearbeiteten Werke zu vervielfältigen, zu veröffentlichen und zu verbreiten.
(7) Eine Verpflichtung des Arbeitgebers zur Anmeldung oder Verwertung der Nutzungsrechte besteht nicht. Ein etwaiges Rückrufsrecht wegen Nichtausübung ist für die Dauer von fünf Jahren ab Übertragung ausgeschlossen.
(8) Der Arbeitnehmer ist damit einverstanden, dass im Rahmen der Verwertung der vertragsgegenständlichen Rechte keine Benennung als Urheber gemäß § 13 Satz 2 Urheberrechtsgesetz erfolgt.
(9) Sämtliche vom Arbeitnehmer geschaffenen Werke sind Bestandteil der Arbeitsaufgabe im Sinne von § 1 Absatz 1 und mit der Vergütung gemäß § 4 dieses Vertrags vollständig abgegolten. Dies gilt auch für die Zeit nach Ende des Arbeitsverhältnisses.

	Warum ist das wichtig?
Ohne eine solche Klausel behält ein:e Mitarbeiter:in unter Umständen eigene Rechte an Texten, Designs, Fotos oder Kampagnen, die während der Arbeitszeit entstehen. Für Positionen mit kreativem oder redaktionellem Anteil – etwa im Marketing, Design oder in der Softwareentwicklung – ist diese Regelung besonders wichtig, damit Ihr Unternehmen die erstellten Inhalte uneingeschränkt weiternutzen kann. Für rein administrative Rollen ohne kreativen Output ist sie oft entbehrlich.



§ 10 Telefon-, EDV- und E-Mail-Nutzung   (Optional / anpassbar)
(1) Die betrieblichen EDV-Einrichtungen, Telekommunikationseinrichtungen und Kopiergeräte dürfen nur zu arbeitsvertraglichen Zwecken genutzt werden. Kurze dienstlich veranlasste Privattelefonate sind zulässig, jedoch auf das erforderliche Maß zu beschränken.
(2) Die Verpflichtung zur ausschließlich dienstlichen Nutzung gilt insbesondere für E-Mail und Internet. Erhält der Arbeitnehmer dennoch E-Mails privaten Inhalts, sind diese unverzüglich und vollständig zu löschen.

	 Warum ist das wichtig?
Diese Klausel legt fest, wie Firmengeräte und -zugänge genutzt werden dürfen. Sie ist sinnvoll, wenn Sie eine klare Grundlage für den Umgang mit privater Nutzung schaffen möchten – ohne eine solche Regelung ist die Rechtslage rund um dienstliche E-Mail-Postfächer für Arbeitgeber deutlich unklarer und risikoreicher.



§ 11 Dauer, Beendigung und Ruhen des Arbeitsverhältnisses   (Optional / anpassbar)
(1) Der Arbeitgeber kann den Arbeitnehmer im Fall einer Kündigung unter Anrechnung auf bestehende Urlaubs- oder Freizeitausgleichsansprüche unwiderruflich von der Arbeitsleistung freistellen; darüber hinaus auch unter Fortzahlung der Bezüge, soweit das Interesse des Arbeitgebers daran überwiegt.
(2) Das Arbeitsverhältnis endet ohne Kündigung mit Ablauf des Monats, in dem der Arbeitnehmer die Voraussetzungen für den Bezug einer ungekürzten Rente wegen Alters erfüllt hat.
(3) Das Arbeitsverhältnis endet ferner ohne Kündigung mit Ablauf des Monats, in dem dem Arbeitnehmer ein Bescheid über eine unbefristete Rente wegen voller Erwerbsminderung zugestellt wird. Ist der Arbeitnehmer schwerbehindert oder gleichgestellt, endet das Arbeitsverhältnis erst nach Zustimmung des Integrationsamtes. Der Arbeitnehmer hat eine Schwerbehinderung unverzüglich offenzulegen.
(4) Abweichend von Absatz (3) endet das Arbeitsverhältnis nicht, wenn eine Weiterbeschäftigung auf einem geeigneten, freien Arbeitsplatz möglich ist und innerhalb von zwei Wochen in Textform beantragt wird.
(5) Wird eine Rente auf Zeit wegen voller Erwerbsminderung bewilligt, ruht das Arbeitsverhältnis während des Rentenbezugs, längstens bis zum Beendigungszeitpunkt nach Absatz (3).
(6) Der Arbeitnehmer ist verpflichtet, den Arbeitgeber binnen zwei Wochen über den Bezug einer Altersrente oder Erwerbsminderungsrente zu informieren und auf Anfrage über den Stand entsprechender Anträge zu unterrichten.

	 Warum ist das wichtig?
Diese Regelungen greifen vor allem gegen Ende eines Erwerbslebens (Renteneintritt, Erwerbsminderung) und sind besonders für langfristige Anstellungsverhältnisse relevant. Für kleinere Unternehmen mit überwiegend jüngeren Teams ist der Abschnitt oft nicht dringend, kann aber vorsorglich aufgenommen werden.



§ 12 Herausgabe von Arbeitsmitteln und Unterlagen   (Optional / anpassbar)
(1) Der Arbeitnehmer hat auf Verlangen des Arbeitgebers – auch bei längerer Abwesenheit, Kündigung oder Freistellung – sämtliche Arbeitsunterlagen, -mittel und -ergebnisse, gleich auf welchem Datenträger, an den Arbeitgeber zurückzugeben. Bei Beendigung des Arbeitsverhältnisses hat dies unaufgefordert zu erfolgen.
(2) Dieselbe Verpflichtung gilt für sämtliche weiteren Gegenstände im Eigentum des Arbeitgebers, wie Firmenfahrzeug, Zugangskarten, Schlüssel, Mobiltelefon oder Laptop.

	Warum ist das wichtig?
Auch ohne diese Klausel müssen Mitarbeitende Firmeneigentum bei Vertragsende zurückgeben – das ergibt sich bereits aus dem Eigentumsrecht. Die Klausel macht diese Pflicht jedoch ausdrücklich und erspart Diskussionen darüber, was genau zurückzugeben ist.



§ 13 Ausschlussfristen   (Optional / anpassbar)
(1) Alle beiderseitigen Ansprüche aus dem Arbeitsverhältnis und solche, die damit in Verbindung stehen, verfallen, wenn sie nicht innerhalb von drei Monaten nach Fälligkeit gegenüber der anderen Vertragspartei in Textform geltend gemacht worden sind.
(2) Lehnt die Gegenseite den Anspruch ab oder äußert sie sich nicht innerhalb von zwei Wochen nach Geltendmachung, verfällt der Anspruch, wenn er nicht innerhalb von drei Monaten nach Ablehnung oder Fristablauf gerichtlich geltend gemacht wird.
(3) Diese Ausschlussfristen gelten nicht für Ansprüche aus vorsätzlichen oder grob fahrlässigen Pflichtverletzungen, für Schäden aus der Verletzung des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit, für Ansprüche auf Mindestlohn nach MiLoG, AEntG oder AÜG, sowie für sonstige Ansprüche, die kraft Gesetzes nicht durch eine Ausschlussfrist beschränkt werden dürfen.

	Warum ist das wichtig?
Ausschlussfristen sorgen dafür, dass gegenseitige Ansprüche – etwa auf ausstehenden Lohn oder Schadensersatz – innerhalb einer festen Frist geltend gemacht werden müssen, sonst verfallen sie. Das schafft Planungssicherheit auf beiden Seiten.
⚠ Praxishinweis: Ansprüche auf den gesetzlichen Mindestlohn sowie auf Ersatz von Schäden an Leben, Körper oder Gesundheit lassen sich hiervon nicht ausschließen – diese bleiben immer bestehen, unabhängig von dieser Klausel.



§ 14 Sonstige Vereinbarungen   (Optional / anpassbar)
(1) Änderungen, Ergänzungen und die Aufhebung dieses Vertrags bedürfen zu ihrer Wirksamkeit der Schriftform; dies gilt auch für die Änderung dieser Schriftformklausel selbst. Vertragsänderungen durch betriebliche Übung sind damit ausgeschlossen. Das Schriftformerfordernis gilt nicht für Abreden, die unmittelbar zwischen den Parteien mündlich oder in Textform getroffen werden.
(2) Mündliche Nebenabreden wurden nicht getroffen.
(3) Sollten einzelne Bestimmungen dieses Vertrages unwirksam sein, bleibt die Gültigkeit der übrigen Bestimmungen unberührt. Die unwirksame Bestimmung ist so umzudeuten, dass der mit ihr beabsichtigte wirtschaftliche Zweck möglichst erreicht wird.

	Warum ist das wichtig?
Diese „Kleingedrucktes“-Klauseln regeln, wie der Vertrag später geändert werden kann (nur schriftlich) und was passiert, falls eine einzelne Regelung unwirksam sein sollte (der Rest bleibt gültig). Beides ist in der Praxis sehr verbreitet, weil es spätere Streitigkeiten über mündliche Absprachen vermeidet.





Unterschriften
Ort, Datum: [Ort, Datum]

	_______________________________
Arbeitgeber
[Name, Funktion]
	_______________________________
Arbeitnehmer
[Name]



	Nochmals zur Erinnerung
Diese Vorlage ist ein Muster und dient ausschließlich als Ausgangspunkt und Orientierungshilfe. Sie stellt keine Rechtsberatung dar und begründet kein Mandatsverhältnis mit Schmidt partners Rechtsanwalts-GmbH. Gesetzeslage und Rechtsprechung ändern sich – prüfen Sie einzelne Klauseln daher stets auf Aktualität, bevor Sie sie verwenden.
Sie möchten einen individuell zugeschnittenen Arbeitsvertrag, haben Fragen zu einzelnen Klauseln oder wünschen eine persönliche Beratung? Kontaktieren Sie unser Team über schmidt-partners.com – wir helfen gerne weiter.
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